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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Elvira Drobinski-Weiß, Dr. Wilhelm
 Priesmeier, Ulrich Kelber, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD
 – Drucksache 17/3558 –

 Zur Situation der durch Saatgut-Verunreinigungen mit NK 603 geschädigten
 Landwirte

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Das  Gentechnikgesetz  verpflichtet  zum  Schutz  von  Mensch  und  Umwelt  und
 zur  Gewährleistung  der  Möglichkeit  zur  gentechnikfreien  Lebensmittelerzeu-
 gung (§  1 des Gentechnikgesetzes (GentG)).

 So  darf  Saatgut,  das  mit  nicht  für  den  Anbau  zugelassenen  gentechnisch  ver-
 änderten  Organismen  (GVO)  verunreinigt  ist,  nicht  ausgesät,  sondern  muss
 vernichtet  werden.  Sollte  es  dennoch  zur  Aussaat  gekommen  sein,  werden  die
 Felder  in  der  Regel  umgebrochen,  um  das  Risiko  einer  weiteren  Verbreitung
 von nicht zugelassenen GVO zu minimieren.

 Die  Bundesländer  haben  sich  darauf  geeinigt,  bis  Ende  März  2010  alle  Unter-
 suchungsergebnisse  ihrer  Saatgutanalysen  zu  melden,  um  eine  Aussaat  von
 verunreinigtem  Saatgut  zu  verhindern.  Im  Fall  des  NK603-Mais  hat  das  Land
 Niedersachsen diese Frist nicht eingehalten.

 Im  April  2010  wurde  bekannt,  dass  das  niedersächsische  Landesamt  für  Ver-
 braucherschutz  und  Lebensmittelsicherheit  LAVES  bei  einer  Untersuchung
 von  Saatgut  der  Firma  Pioneer  Hi-Bred  Northern  Europe,  welches  von  einem
 Unternehmen  in  Buxtehude  vertrieben  wurde,  bereits  im  Februar  2010  Verun-
 reinigungen  mit  dem  nicht  zum  Anbau  zugelassenen  gentechnisch  veränder-
 ten  Mais  NK603  festgestellt  hatte.  Das  Saatgut  wurde  in  Ungarn  erzeugt,  wo
 Pioneer Versuche mit dem Gentechnik-Mais durchgeführt hatte.

 Nach  Auskunft  der  Bundesregierung  (Bundestagsdrucksache  17/2511)  mit
 Stand  vom  8.  Juli  2010  war  in  Baden-Württemberg,  Bayern,  Brandenburg,
 Hessen,  Mecklenburg-Vorpommern,  Niedersachsen  und  Rheinland-Pfalz  das
 verunreinigte  Saatgut  bereits  auf  fast  2  000  Hektar  ausgebracht  worden.  Die
 Landesregierungen  ordneten  die  Beseitigung  an  und  forderten  die  betroffenen
 Landwirte  auf,  ihre  Flächen  innerhalb  einer  Woche  umzubrechen  und  Aus-
 kunft  über  Herkunft,  Menge,  Aussaat,  Flächen  und  etwaiges  Restsaatgut  zu
 geben.
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  für  Ernährung,  Landwirtschaft  und
 Verbraucherschutz vom 10.  November 2010 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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Den  228  betroffenen  Landwirten  sind  durch  den  Umbruch  ihrer  Maisfelder,
 Ernteausfall,  Neuansaat,  Düngemittel,  Pflanzenschutz  u.  Ä.  enorme  Kosten
 entstanden  (bis  zu  2  000  Euro  pro  Hektar).  Bis  heute  sind  sie  dafür  nicht  ent-
 schädigt  worden.  Die  Firma  Pioneer  Hi-Bred  Northern  Europe  als  Verursache-
 rin  der  Verunreinigung  verweigert  Schadenersatz  und  sieht  die  Landesbehör-
 den in der Pflicht:

 „Allein  aus  Gründen  der  verspäteten  Mitteilung  der  Niedersächsischen  Behör-
 den  haben  diese  den  Schaden  verursacht  und  sind  aus  unserer  Sicht  gehalten,
 den  Schaden  zu  regulieren.“  (Schreiben  vom  22.  Juni  2010  an  Vertriebspartner
 und Landwirte).

 Die  Firma  Pioneer  Hi-Bred  Northern  Europe  erklärt  einen  Rechtsstreit  gegen
 das  Land  Niedersachsen  führen  zu  wollen,  welches  wegen  „fehlerhaften
 Probenahmen  und  der  verspäteten  Ergebnismitteilung  als  Schadensverursacher
 und  Ersatzpflichtiger“  gesehen  werde  (Pressemitteilung  des  Landvolk  Nieder-
 sachsen  –  Landesbauernverband  e.  V.  vom  30.  Juni  2010).  Statt  Schadenersatz-
 zahlungen  werden  den  betroffenen  Landwirten  zinslose  Darlehen  angeboten.
 Zudem  ist  diese  „freiwillige  Soforthilfe“  verknüpft  mit  der  Bedingung  zur  Mit-
 wirkung  der  Landwirte  an  der  Einleitung  eines  „Amtshaftungsverfahrens“
 gegen  das  Land  Niedersachsen,  d.  h.  sie  müssen  mit  einer  Unterschrift  ihr
 Interesse an der Durchführung eines Musterverfahrens erklären.

 Das  Angebot  von  Darlehen  in  Höhe  von  1  182  bis  1  500  Euro  pro  Hektar
 wird  Anfang  September  2010  auf  1  800  Euro  pro  Hektar  erhöht.  Dies  ist
 weder  ausreichend  in  Hinsicht  auf  die  Höhe  des  Schadens  noch  kann  hinge-
 nommen  werden,  dass  statt  Schadenersatz  Darlehen  angeboten  werden,  die
 abhängig  vom  Ausgang  eines  gerichtlichen  Musterverfahrens  von  den  Land-
 wirten  zurückgezahlt  werden  müssen.  Deshalb  kritisiert  der  Deutsche  Bauern-
 verband  e.  V.  dies  als  „Lösungsvorschlag  mit  Pferdefuß“.  Das  Angebot  des
 Verbandes,  dass  die  betroffenen  Landwirte  im  Gegenzug  zu  einer  Schaden-
 ersatzleistung  der  Firma  Pioneer  ihre  möglichen  Ansprüche  gegenüber  den
 Landesbehörden  abtreten  würden,  ist  von  der  Firma  Pioneer  abgelehnt  wor-
 den.

 Die  im  Gentechnikgesetz  festgeschriebene  Haftungsregelung  verpflichtet  die
 Verursacher  von  Verunreinigungen  mit  gentechnisch  veränderten  Organismen
 zum  Ersatz  des  für  die  Betroffenen  entstandenen  wirtschaftlichen  Verlustes.
 Aber bis heute warten die betroffenen Landwirte auf ihre Entschädigung.

 1.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Auffassung,  dass  es  ein  wichtiges  Anliegen
 des  Gesetzgebers  ist,  mit  der  Haftungsregelung  im  Gentechnikgesetz  für
 einen  schnellen  und  unbürokratischen  Schadensausgleich  zwischen  Ver-
 ursacher  und  Geschädigten  zu  sorgen  und  Geschädigten  langwierige  und
 kostenintensive Gerichtsverfahren möglichst zu ersparen?

 Welche  Möglichkeit  sieht  die  Bundesregierung,  für  mehr  Klarheit  zu  sor-
 gen,  um  einen  wirklich  schnellen  und  unkomplizierten  Schadensausgleich
 zu  erreichen?

 Die  Frage  eines  Ersatzes  von  Schäden,  die  den  betroffenen  Landwirten  als
 Folge  der  von  den  Ländern  verfügten  Maßnahmen  im  Zusammenhang  mit  den
 Funden  von  nicht  zugelassenen  Konstrukten  in  Maissaatgut  entstanden  sind,
 richtet  sich  nicht  nach  dem  Gentechnikhaftungsrecht,  sondern  nach  den  Be-
 stimmungen des zivilrechtlichen Schadensersatzrechts.

 Die  Bundesregierung  hält  die  bestehenden  zivilrechtlichen  Vorschriften  für  aus-
 reichend.
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2.  Wie  bewertet  die  Bundesregierung  das  Risiko,  dass  ein  nicht  erfolgter
 Schadensausgleich  für  die  betroffenen  Landwirte  zur  Existenzbedrohung
 werden kann?

 Ist  dies  nach  Auffassung  der  Bundesregierung  mit  dem  Koexistenzgrund-
 satz  bzw.  der  im  §  1  GentG  als  Zweck  des  Gesetzes  genannten  Gewährleis-
 tung  der  Möglichkeit  zur  gentechnikfreien  Lebensmittelerzeugung  verein-
 bar?

 Der  Bundesregierung  liegen  keine  verlässlichen  Informationen  über  eine  mög-
 liche  Existenzbedrohung  für  einzelne  Landwirte  als  Folge  der  von  den  Ländern
 verfügten  Maßnahmen  im  Zusammenhang  mit  den  Funden  von  nicht  zugelas-
 senen  Konstrukten  in  Maissaatgut  vor.  Da  es  sich  um  nicht  genehmigte  Kon-
 strukte  handelt,  deren  Inverkehrbringen  aus  Sicherheitsgründen  nicht  gestattet
 ist,  besteht  ein  rechtlicher  Zusammenhang  mit  dem  Koexistenzgrundsatz,  der
 das  Inverkehrbringen  von  genehmigten  Konstrukten  zum  Gegenstand  hat,
 nicht.

 3.  Wie  bewertet  die  Bundesregierung  die  Weigerung  der  Firma  Pioneer,  den
 betroffenen Landwirten Schadenersatz zu leisten?

 Wer  ist  nach  Einschätzung  der  Bundesregierung  Verursacher  des  Schadens?

 4.  Welche  Kenntnisse  hat  die  Bundesregierung  über  den  aktuellen  Stand  der
 Auseinandersetzung  zwischen  betroffenen  Landwirten  und  der  Firma
 Pioneer?

 Der  Bundesregierung  liegen  über  die  Berichterstattung  in  der  Presse  hinaus
 keine  aktuellen  Informationen  über  den  Stand  der  Auseinandersetzungen  zwi-
 schen betroffenen Landwirten und der Firma Pioneer vor.

 5.  Welche  Argumente  sprechen  für  bzw.  gegen  eine  Mitschuld  der  nieder-
 sächsischen  Landesbehörden,  und  welche  Konsequenzen  könnten  sich
 daraus für die betroffenen Landwirte ergeben?

 Siehe Antwort zu Frage 3.

 6.  Wie  bewertet  die  Bundesregierung,  vor  dem  Hintergrund  der  großen
 öffentlichen  Empörung  über  solche  GVO-Verunreinigungsfälle,  die  von
 der  Firma  Pioneer  und  anderen  Saatgutunternehmen  erhobene  Forderung
 nach  einem  Toleranzwert  von  0,1  Prozent  auch  für  nicht  in  der  EU  zugelas-
 sene GVO im Saatgut?

 Siehe Antwort zu Frage 8.

 7.  Welcher  Toleranzwert  gilt  bei  herkömmlichem  und  bei  ökologischem  Saat-
 gut  für  das  Vorhandensein  von  fremden,  nicht  gentechnisch  veränderten
 Anteilen?

 Die  Toleranzwerte  für  den  Höchstbesatz  von  Saatgut  mit  anderen  Pflanzenarten
 (sog.  Fremdbesatz)  sind  in  Anlage  3  der  Saatgutverordnung  für  Saatgut  der  ver-
 schiedenen  Pflanzenarten  differenziert  geregelt.  Es  wird  dabei  nicht  unterschie-
 den  zwischen  konventionell  und  ökologisch  erzeugtem  Saatgut.  Die  dort  gere-
 gelten  Werte  gehen  zurück  auf  die  im  gemeinschaftlichen  Saatgutrecht  der  EU
 vorgeschriebenen Toleranzen.
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8.  Wird  sich  die  Bundesregierung  für  einen  solchen  Toleranzwert  auf  EU-
 Ebene einsetzen?

 Wenn ja, warum?

 Wenn nein, warum nicht?

 Die Fragen 6 und 8 werden zusammen beantwortet.

 Die  Bundesregierung  strebt  eine  für  Wirtschaft  und  Überwachung  praktikable
 Anwendung  der  im  Gemeinschaftsrecht  der  EU  festgelegten  Nulltoleranz  für
 nicht in der EU zugelassene GVO an.

 Am  26.  Oktober  2010  hat  die  EU-Kommission  den  Mitgliedstaaten  einen  Vor-
 schlag  für  eine  „Verordnung  der  Kommission  für  Nachweis-  und  Analyseme-
 thoden  für  die  amtliche  Kontrolle  von  Futtermitteln  hinsichtlich  gentechnisch
 verändertem  Material,  für  das  ein  Genehmigungsverfahren  beantragt  ist  oder
 eine  Genehmigung  ausgelaufen  ist“  vorgelegt.  Der  Vorschlag  enthält  keine  Re-
 gelung  zur  Nulltoleranz  bei  Lebensmitteln  und  bei  Saatgut.  Die  Bundesregie-
 rung  wird  diesen  Vorschlag  der  EU-Kommission  sorgfältig  prüfen;  anschlie-
 ßend wird die Bundesregierung ihre Haltung festlegen.

 9.  Wie  schätzt  die  Bundesregierung  die  Gefahr  ein,  dass  nach  der  Einfüh-
 rung  solcher  Toleranzwerte  im  Laufe  der  Zeit  Überschreitungen  dieser
 Toleranzwerte  von  den  Anbietern  wiederum  genutzt  werden,  neue,  noch
 höhere Toleranzwerte einzufordern usw.?

 Wie  verträgt  sich  dies  mit  dem  Vorsorgeprinzip,  Schutzgedanken  und
 Koexistenzgrundsatz?

 Die  Einführung  einer  technischen  Lösung  zur  praktikablen  Anwendung  der
 Nulltoleranz,  ebenso  wie  die  damit  verbundene  quantitative  Festlegung  mess-
 technisch  bedingter  Toleranzwerte,  erfolgt  unter  der  Prämisse,  dass  der  Schutz
 von  Mensch  und  Umwelt  oberstes  Ziel  des  deutschen  Gentechnikrechts  ist  und
 bleibt.

 Die  Bundesregierung  stellt  keine  Spekulationen  über  mögliche  künftige  Forde-
 rungen von Anbietern gentechnisch veränderter Organismen an.

 10.  Sind  solche  Verunreinigungsfälle  nach  Einschätzung  der  Bundesregie-
 rung  Resultat  eines  nachlässigen  Umgangs  bei  der  Trennung,  oder  sind
 sie  als  Beweis  zu  werten,  dass  Koexistenz  zwischen  gentechnikfreier  Pro-
 duktion  und  Einsatz  gentechnisch  veränderter  Pflanzen  nicht  möglich  ist?

 Welcher Handlungsbedarf ergibt sich daraus?

 Nach  Informationen  der  zuständigen  niedersächsischen  Landesbehörde  ist  das
 Herkunfts-  bzw.  Aufwuchsland  des  betroffenen  Saatguts  Ungarn.  Über  Ort,
 Zeitpunkt,  Quelle  bzw.  Ursache  des  Eintrags  der  gentechnisch  veränderten
 Maiskörner  in  die  betroffenen  Saatgutpartien  liegen  der  Bundesregierung  keine
 Kenntnisse  vor.  Eine  Einschätzung  seiner  Vermeidbarkeit  ist  der  Bundesregie-
 rung deshalb nicht möglich.

 Die  Bundesregierung  ist  grundsätzlich  der  Auffassung,  dass  mit  einem  entspre-
 chenden  Kontrollaufwand  der  Saatguthersteller  und  der  zuständigen  Landesbe-
 hörden  eine  Aussaat  von  Saatgut,  das  nicht  zugelassene  Konstrukte  enthält,
 vermieden werden kann.

 Das  Vorgehen  der  Länder  wird  aus  Sicht  der  Bundesregierung  grundsätzlich  für
 sachgerecht erachtet.
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11.  Wie  schätzt  die  Bundesregierung  die  Argumentation  der  Firma  Pioneer
 ein,  dass  ein  Schadenersatz  an  die  Landwirte  ohne  entsprechendes
 Gerichtsurteil  nicht  gezahlt  werden  könne,  weil  sonst  kein  Amtshaftungs-
 verfahren  gegen  das  Land  Niedersachsen  initiiert  werden  könne  und
 somit  unter  Umständen  Schadenersatzansprüche  gegenüber  dem  Land
 Niedersachsen verloren gehen würden?

 Welche  rechtliche  Grundlage  gibt  es  für  diese  Befürchtungen  der  Firma
 Pioneer?

 Siehe Antwort zu Frage 3.
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